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A y e m  aufmerksamen Beobachter der politischen Literatur- 
Holsteins in neuerer Zeit wird es nicht entgehen, daß die 
meisten, sich a u f  dessen allgemeinere S taa tsverhä l tn isse  
beziehenden Schriften  einen Geist a thm en , der mehr oder 
weniger Unbehagen mit der dänischen S ta a t s v e rb in d u n g  
zeigt, welche n u r  bei der möglichsten Gesondertheit zwi­
schen Holstein —  oder,  wie m an  lieber sag t ,  S ch lesw ig-  
Holstein —  und D ä n e m a rk ,  erträglich seyn soll. L o r n -  
s e n  drückte D i e ß  am stärksten mit den paa r  W o r te n  a u s :  
„ N u r  der König und  der Feind sei uns  gemein."  I n ­
dessen hat unser König  seitdem, den Zeitverhältnissen ge­
m ä ß ,  seine beiden Völker zu gleichmäßiger unmittelbarer 
Theilnahme an öffentlichen Angelegenheiten beru fen ,  w o ­
durch eine neue Gemeinschaft unter ihnen entstanden ist; 
und cs erschienen nun  wieder ein p aa r  S c h r i f te n ,  in dem 
oben erwähnten Geiste geschrieben: „ F ü r  H o l s t e i n ,
n i c h t  g e g e n  D ä n e m a r k , "  *) deren „ B e l e u c h t u n g

') Leipzig, 1835.
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von C. I m m a n u e l , "  wiederum: „ F ü r  H o l s t e i n ,  g e ­
g e n  I m m a n u e l ,  von H .  A l b  i n g e r , "  *) hervorge­
rufen hat.

D e r  Verfasser des Vorliegenden bekennt sich zu der 
entgegengesetzten Ansicht; und da nun  einmal die dänische 
S ta a t s v e rb in d u n g  besteht, (die in der langen Zeit ihrer 
D a u e r  v ieles,  Holstein und D änem ark  Gemeinschaftliche, 
in öffentlichen Einrichtungen mit sich gebracht hat)  hof­
fentlich auch noch lange fortdauern w i rd :  so ist es gewiß 
nicht unzweckmäßig, wiederholt die Lichtseite derselben her­
auszukehren, nachdem sie so oft in den stärksten Schat ten  
gestellt w orden  ist, und zugleich staatsrechtliche Unrichtig­
keiten in den genannten Schriften  aufzudecken, welche bei­
tragen könnten, die Liebe für jene V erb indung zu schwächen.

Ueberdenken w ir  die Ereignisse der neueren Zeit ,  da 
Deutschland a u s  tiefer E rn ied r igung ,  unter dem fremden 
großen E ro b e re r ,  sich wieder,  größtentheils durch die zu ­
sammenwirkende K ra f t  seiner Fürsten und Völker,  zur 
Selbstständigkeit erhoben h a t ,  und  ein deutsches Volksge­
fühl nach langem S ch lum m er  wieder erwacht ist: so konnte 
es nicht anders  seyn, a ls  daß dieses sich auch Holstein 
mittheilte, obgleich dasselbe, wegen seiner V erb indung  mit  
D ä n e m a rk ,  nicht so sehr jenen Druck erlitten ha t te ,  und  
auch nicht, a ls  Scheit des dänischen S t a a t s ,  den leider 
die Verschlingungen der Politik  gegen N a p o l e o n  u m ­
garn ten ,  an  dem B efreiungskämpfe hatte Scheit nehmen

' )  Leipzig, 1835 .
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können. Denn es ist begreiflich, daß die Sprach- 
gleichheit und Geistesverwandtschaft mit ihren Stamm­
genossen, die nach dem Kriege wieder erneuerte Gemein­
schaft mit dem übrigen Deutschland das Gefühl der Hol­
steiner für ein großes deutsches Vaterland mächtig erregen 
mußte. Dieses Gefühl in allen Ehren! Wenn eS sich 
aber gewifscrmaaßen verletzt findet durch Holsteins Verbin­
dung mit einem nicht-deutschen Staate, so bedarf es einer 
verständigen Würdigung der bestehenden Verhältnisse, um 
den Volkssinn von dem Allgemeinen und oft auch Dunklen 
eines schönen Gefühls der Wirklichkeit zuzuwcnden, ihn 
mit dieser zu befreunden.

Was die Verbindung Holsteins mit Deutschland be­
trifft, so ist diese, schon Jahrhunderte lang, vielmehr eine 
innere als eine äußere gewesen. Die Deutschen haben im 
Verlaufe ihrer ganzen Geschichte eigentlich darauf hinge­
arbeitet, ihr großes Reich allmälig aufzulösen; nicht bloß 
ihre Fürsten, von deren Kämpfen gegen H e i n r i ch IV . und 
die schwäbischen Kaiser an, bis zu Fr i edr i ch ' s  des Gro­
ßen Kriegen, sondern auch die freien deutschen Volksge­
meinden, in ihrer Nichtachtung von Kaiser und Reich, na­
mentlich auch unser Dithmarschen. *) Daher waren schon 
in den letzten Jahrhunderten des Bestehens des Reichs, be­
sonders seit den durch den westfälischen Frieden geendigten 
Religionskriegen, für die halb selbstständig gewordenen 
deutschen Länder und Städte ihre besonderen öffentlichen

')  Vergl. A. L. I .  Michelsen, Das alte Dithmarschen. 
Schleswig, 1829.
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Verhältnisse bei Weitem wichtiger, als die Reichsverhält­
nisse; und die mehreren mit fremden Staaten verbundenen 
Reichstheile fanden in dieser Staatsverbindung viel mehr 
Schutz und Halt, als in der einheimischen. Alles Dieß 
muß ja in weit höherem Maaße bei der deutschen Bundes­
verbindung der Fall seyn, die statt der erträumten Wie­
derherstellung des Reichs gestiftet wurde. Eine Kaiserkrone 
wiederzusehen, wünschten wohl Viele. Niemand aber 
wollte sie, außer mit Glanz, durch Aufopferungen mit 
der nöthigen Macht bekleiden; und weislich hütete sich 
daher der ehemalige, von seinen Reichsständen einst ver­
lassene Kaiser, es auf's Neue mit den noch mächtiger ge­
wordenen Souverainen wieder als Vasallen zu versuchen.

Die Geschichte kann nicht ungeschehen gemacht wer­
den; und betrachten wir sie mit religiösem Blicke, so müs­
sen wir ja annehmen, daß nach Gottes Rathschlusse jener 
Entwickelungsgang dem deutschen Volksleben nöthig war. 
Der dadurch für dasselbe erwachsene Vortheil der Man­
nigfaltigkeit, der Allseitigkeit ist schon oft hervorgehoben 
worden; aber auch die Vorzüge eines zusammengesetzten 
Staates, in welches Verhältniß mehrere deutsche Länder, 
und namentlich Holstein, getreten sind, verdienen Beach­
tung. Sie liegen besonders darin, daß der Kriegszustand 
unter so verbundenen Staaten unmöglich ist, sie vielmehr 
nach Außen hin stärker sind, und jeder die günstigen Ver­
hältnisse des ändern mit genießen kann, daß ferner durch 
gleiche oder ähnliche Staatsverwaltungs-Maaßregeln der 
Verkehr unter ihnen erleichtert wird, daß öffentliche Ein­
richtungen entweder gemeinschaftlich seyn, oder doch auch
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den anderen Staatstheilen zu Gute kommen können, und 
daß so, bei Achtung der Volkstümlichkeit jedes, eine An­
näherung an das hohe Ziel der Menschheit, das der Ver­
nunft entsprechende friedliche Zusammenleben der Völker, 
S tatt findet.

Wenden wir uns nun zur genaueren Betrachtung und 
Würdigung unserer Verhältnisse.

Da wollen wir zuerst des Friedenszustandes zwischen 
Holstein und Dänemark uns freuen. Während die ältere 
Geschichte beider Länder großentheils durch die Kriege ge­
gen einander ausgefüllt wird, zeigt die neuere ein ganz 
anderes Wild. Ih r  gemeinschaftlicher Fürst, C h r i s t i a n i ,  
brachte ihnen den Frieden, der nur unter seinen späteren 
Nachfolgern, in Folge ihrer, nach deutschen Slaatsgrund- 
sätzen vorgenommenen, Theilung Holsteins, und des mit 
ihm verbundenen Schleswigs, gestört wurde. Seitdem 
aber, durch die Weisheit des königlichen Hauses, die ver­
schiedenen Landestheile nach und nach mit dem allzeit kö­
niglichen wieder vereinigt worden sind, zuletzt noch 1773 
glücklicherweise das großfürstliche Holstein für Oldenburg 
und Delmenhorst eingetauscht wurde, ist das frühere Frie- 
densverhältniß wieder eingetreten. In  den damals begin­
nenden, für das dänische Reich so günstigen, Zeiten hat 
ganz Holstein an dessen glücklichen Verhältnissen Theil ge­
habt. Während zuerst der nordamerikanische, und später 
der französische Revolutionskrieg wüthete, genoß der dä­
nische Staat die Segnungen des Friedens. Der holstei­
nische Landmann erhielt hohe Preise für seine Erndten, 
und der Marschbauer namentlich — wie der „Westholstei-
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ner" A lb inge r leicht wird wissen können — gelangte zu 
einem außerordentlichen, früher nicht geahneten, Wohl­
stände; der holsteinische Kaufmann handelte, als Unter- 
than eines neutralen Staates, mit ganz bedeutendem Ge­
winne, und auch der inländische Verkehr mit den König­
reichen und den dänischen Colonien (welche letztere schon 
vor der Vereinigung von ganz Holstein unter unserem Kö­
nigshause erworben worden sind) war sehr vortheilbringend 
für ihn; der holsteinische Seefahrer befuhr unter dem 
Schutze der dänischen Flagge, deren Unverletzlichkeit un­
sere Achtung gebietende Seemacht lange Jahre hindurch 
aufrecht hielt, alle Meere; während der Hamburger See­
mann, aus Mangel an Schutz, sich nicht im Mittelmeere 
blicken lassen durfte, nahm sein dänischer Nachbar, der 
Altonaer, Theil an der dortigen einträglichen Frachtfahrt. 
Und doch behaupten beide Schriften für Holstein, *) daß 
dieses kein Interesse an der Erhaltung und Vermehrung 
der dänischen Flotte habe, daß ihre Existenz ihm (und 
Schleswig gar mit!) völlig gleichgültig sei! Der Schles- 
wiger kann nur mit Hochgefühl seine uralte, in manchem 
Kampfe bewährte Nationalflagge, den dänischen Danne­
brog, erblicken, und der bolsteinische Seemannsftand hat 
— dessen sind wir gewiß — Liebe für sie bekommen. (Aus 
diesem aber haben die Verfasser der ersten Schrift wohl 
Keinen in ihren Verein, der doch Holstein repräsentiren 
sollte, ausgenommen?) Was soll man zu jener Behaup-

' )  S . 31 und S. 21.
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tung fagen? Vergißt Holstein so bald das Gute, was 
es genossen? Selbst gegenwärtig, bei ganz veränderten 
Verhältnissen, ist für die holsteinische Seefahrt, z. B . 
nach Westindien, die dänische Seemacht, durch ihren Schutz 
gegen Seeräubereien, von wirklichem Nutzen.

Dieß eine Andeutung der äußeren Güter, welche Hol­
stein aus der Verbindung mit Dänemark geworden sind. 
Aber auch in geistiger und sittlicher Rücksicht ist sie ihm 
vorteilhaft gewesen. Als Scheit des dänischen Staates 
erhielt das königliche Holstein, dessen Rechte nachher das 
ehemals großfürstliche mit theilhaftig wurde, Preßfreiheit, 
die nicht Dänemark, sondern der deutsche Bund ihm wie­
der entzogen hat. I n  Holstein, nicht weniger als in Dä­
nemark, wurde für die allgemeine Volksbildung durch 
Schuleinrichtungen gesorgt, welche unser verehrter König, 
als Kronprinz, unter Mitwirkung des deutschen B e r n ­
stor f f  und des dänischen Reven t l ov ,  treffen ließ, wo­
durch der dänische Staat ein Muster für ganz Europa 
wurde. I n  der Achtung des Menschenrechts der persön­
lichen Freiheit ist es Dänemark, welches Holstein mit gu­
tem Beispiele vorangegangen ist, indem dieselbe dort schon 
1702 durch Aufhebung der Vornedskab anerkannt wurde, 
auch die Abschaffung einer nachher entstandenen Hörigkeit 
der Gutsbauern (Stavnsbaand), welche sich, veranlaßt 
durch Militair-Einrichtungen, eingeschlichen hatte, schon 
1788 geschah, (woran wiederum jene beiden Ehrenmänner 
so bedeutenden Antheil hatten) also ungefähr ein Jahrzehent 
vor der beschlossenen Aufhebung der eigentlichen Leibeigen­
schaft in Holstein. Dieses hat ebenfalls an der Ehre, daß
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Dänemark zuerst unter allen Staaten den Negerhandel ab­
geschafft hat, Theil genommen.

Alles wahr, sagt vielleicht Mancher, aber — Be­
trachten wir dieses Aber genauer; was hat man denn 
jetzt so sehr über die Verbindung mit Dänemark zu klagen?

Allerdings sind jene Zeiten nicht mehr, in denen es 
sich leicht leben ließ. Die Erwerbsquellen sind zum Theil 
versiegt, und fast Jeder empfindet mehr oder weniger Ab­
gabendruck. Aber was ist die Ursache davon? Möge man 
doch bedenken: welche ungeheueren Ereignisse in Folge der 
französischen Revolution alle europäischen Staaten erschüt­
tert, die Lebensverhältnisse zum Theil umgekehrt, die Ver­
kehrswege gehemmt haben; welche übermäßige Anstrengun­
gen der dänische Staat hat machen müssen, um unter je­
nen Stürmen zu bestehen und sich vom Untergange zu 
retten. Die „Holstentreue" sollte sich doch gerade in un­
glücklichen Zeiten bewähren.

Doch von einem gemeinschaftlichen Tragen der Last 
w ill man Nichts mehr wissen, verlangt getrennte F i ­
nanzen. *) Abgesehen aber von der großen Schwierigkeit, 
die eine Trennung nach so langer Vereinigung haben würde, 
so fragt es sich vor Allem, ob die Gerechtigkeit, welche 
besonders die Verfasser der ersten Schrift immer im Munde 
führen, jene wirklich fordert? Denn alsdann müßten jene 
Schwierigkeiten, so weit möglich, überwunden werden. 
Die jetzt versammelten holsteinischen S tänd e  haben —

*) Für Holstein, nicht gegen Dänemark, S . 30; A lb in -  
ger S . 20.
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was gleich von vorne herein als bemerkenswerth angeführt 
zu werden verdient — nicht diese Forderung gemacht, zei­
gen, wie begreiflich, einen richtigeren praktischeren Blick, 
als jene Schriftsteller, indem unter den mehreren wichtigen 
Finanz-Anträgen keiner auf Trennung der Finanzen ge­
richtet ist; was namentlich A l b i n g e r  mit so großer Zu­
versicht erwartete.

Das Drückende unserer finanziellen Lage wird beson­
ders durch die große Staatsschuld verursacht. Das erste 
bedeutende Steigen derselben *) wurde aber nicht durch 
bloß dänische Verhältnisse herbeigeführt, sondern gerade 
durch holsteinische, indem Jahre lang Vertheidigungsan- 
stalten besonders gegen das in Rußland regierende holstein- 
gottorpische Haus nöthig waren, um den dänischen Staat, 
und also auch das königliche Holstein, vor dessen drohen­
den Feindseligkeiten zu schützen, die der König von Dä­
nemark keinesweges leichtsinnig hervorgerufen hatte, son­
dern durch die, nach allen Staats- und Völker - Rechts­
grundsätzen völlig gerechtfertigte, Einziehung des gottor- 
pischen Theils von Schleswig. Als es später dem könig­
lichen Hause gelang, sich mit Rußland zu vergleichen, und 
die auch Holsteins inneren Verhältnissen so schädliche Thei- 
lung aufgehoben zu bekommen, wurde wiederum die ge­
meinschaftliche Staatsschuld vermehrt, durch Uebcrnahme 
der bedeutenden Schulden des großfürstlichen Holsteins und 
durch die Auszahlungen an die mehreren Linien des ehe-

*) Vergl. Nat hanson,  Danmarks Handel, Skibsfart og 
Pengevcesen I. S. 17.



12

m als hier regierenden H auses. Um in den letzten J a h r ­
zehnten des' vorigen J a h rh u n d e r ts , so wie im A nfänge 
dieses, die U nterthanen aller V ortheile der N e u tra litä t 
theilhaftig zu machen, w ar bekanntlich eine B ew affnu n g  
nöthig. B esonders diese bewirkte eine V erm ehrung der 
S c h u ld , so wie auch neue Abgaben aufgelegt werden m u ß ­
te n , namentlich 1802 die G ru n d  - und Benutzungssteuer, 
welche aber d am a ls , bei den so außerordentlich hohen P re i ­
sen der Landeserzeugnisse, leicht getragen w urde. A ls aber 
im J a h re  1807, durch E ng lands beispiellose G ew alttha t, das 
Kriegsunglück über D änem ark hereinbrach, das Reich plötz­
lich, durch die schmähliche W egnahm e seiner H andels- und 
K riegsflo tte , um  M illionen ärm er w urd e , und nun  die 
R egierung das B ankw esen benutzte, um  die im Fortgange 
des K rieges immer größer werdenden Bedürfnisse bestreiten 
zu können: so hatten diese M aaßregeln  in dem allgemeinen 
Nothstande ihren G ru n d ; und Holstein sollte, bei B e ­
trachtung der beklagenswerthen Ereignisse, doch nicht ver­
gessen, daß das holsteinische Geldwesen, dem die R egierung 
1788 m it glücklichem E rfo lg e , vorzugsweise vor dem d ä­
nischen, ihre S o rg fa l t  zugew andt h a tte , viel länger —  
noch w ährend der fü n f ersten K riegsjahre — unerschüttert 
blieb, a ls  das dänische. Vergleiche Holstein sich doch in 
dieser Rücksicht m it den Ländern der mächtigen österreichü 
sehen M onarch ie , und m it anderen, welche von ähnlichen 
Leiden nicht frei geblieben sind. Ueber die A rt und Weise 
im Einzelnen, wie Holstein zur R eichsbank-E inrichtung 
hinzugezogen w u rd e , m ag es wohlbegründete verschiedene 
Ansichten geben, und w ir erlauben uns hierüber kein Ur-
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theil; aber die Maaßregel im Allgemeinen, daß Holstein, 
eben so wie Schleswig, ein verhältnißmäßiger Beitrag 
zur Tilgung der, wegen allgemeiner Reichsbedürfnisse ent­
standenen Bankzettelschuld aufgelegt wurde, können wir 
nur gerecht finden. Auf der ändern Seite sind ja Hol­
steins und Schleswigs eigenthümliche Verhältnisse wiederum 
durch das Patent vom 4ten Ju li 1818 anerkannt worden, 
wonach die Verbindung ihrer Grundeigenthümer mit der 
dänischen, aus der Reichsbank hervorgegangenen, National- 
Bank keine nothwendige ist.

Da nun die gemeinschaftliche Staatsschuld da ist, so 
kann es ja nicht anders sein, als daß ein großer Theil 
der in den Herzogthümern erhobenen Abgaben zu Zins­
zahlungen aus dem Lande geht, und sowohl aus diesem 
Grunde, als auch aus anderen, nicht wieder in die Her- 
zogthümer zurückkehrt. Die dieß tadelnd anführenden Ver­
fasser der Schrift für Holstein wollen, S . 31, schon vor 
der Veröffentlichung der Staatsausgaben, wissen, daß 
dieses mit § der Steuern der Fall sei. Ueber diese Größe 
können wir nun nicht eigentlich mit ihnen streiten; von 
vorne herein läßt sich aber behaupten, daß es für viele 
Jahre eine unrichtige Annahme ist, z. B . als der Eider- 
Canal mit ungeheuerem Aufwande gegraben wurde. Be­
sonders aber wollen wir daran erinnern, daß jenes Nicht- 
Zurückkehren der Steuern nicht die Anwendung derselben 
zu Zwecken, welche Holstein fremd wären, voraussetzt. 
In  der That fällt die nothwendigc Verwendung der Gel­
der außerhalb Holsteins leicht in die Augen. Der Landes­
herr verbraucht natürlich, wie der Privatmann, seine Ein-
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fünfte g rö ß te n te i l s  d a ,  wo er w ohn t ,  also in D ä n e ­
m ark ;  und daß dieß so seyn würde, wußten die Holsteiner, 
a ls  sie vor Zeiten den dänischen König zu ihrem G ra fe n  
w ä h lten ;  der gemeinschaftliche Landesherr ha t  seine zu be­
soldenden höchsten R egierungs -Collegien um  sich; große, 
auch Holstein zu G u te  kommende Kassen werden in K o p e n ­
hagen v e rw alte t ,  a ls  die P o s t -Pensionskasse, die W i t t ­
wenkasse, der Fond ad  usus publicos u. a . ; H eer  und  
Flotte  haben ihre Hauptansta lten  im größeren Reichstheile; 
mehrere andere gemeinschaftliche Anstalten, wie die po ly ­
technische S c h u le ,  die K unst-A kadem ie ,  die chirurgische 
Akademie, sind in Kopenhagen. Alles D ieß  rüg t  nam en t­
lich A l b i n g e r  a ls  große Ungerechtigkeit gegen Holstein, 
und  geht auch, bei der Gelegenheit,  verhältnißmäßig a u s ­
führlich, die nachtheiligen, mit der chirurgischen Akademie 
verknüpften Einrichtungen durch (w oraus  w ir  seinen S t a n d  
zu errathen glauben). Läse übrigens dieser Schriftsteller 
—  w a s  er natü rl ich , a ls  n u r  dem „ sprachidentischen S ü ­
den z u g e w a n d t" ,  nicht thu t  —  dänische B l ä t t e r ,  so könn­
ten w i r  ihm die Freude versprechen, in ihnen nicht selten 
ähnliche R ü gen  gegen die chirurgische Akademie zu finden, 
wie er sie gemacht hat.  A ber ,  wieder ernsthaft geredet, 
geben w ir  dem Verfasser und  den Holsteinern zu bedenken, 
ob ,  wenn Holstein für sich allein bestände, ein so kleines 
Land alle wissenschaftlichen und anderen öffentlichen E i n ­
richtungen in der größten Vollständigkeit besitzen könnte, 
und ob ,  wenn es mit einem ändern größeren S t a a t e  ver­
bunden w ä re ,  z. B .  mit P r e u ß e n , die Holsteiner nicht 
auch Vieles in B e r l in  suchen m üßten ,  w a s  sie jetzt in
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Kopenhagen suchen, welches ihnen nicht ferner ist, als 

jenes. *)
Aus allem Diesem scheint uns hervorzugehen, daß Hol­

stein so viele innere Angelegenheiten mit Dänemark gemein 
hat, daß eine gemeinschaftliche Verwaltung der Finanzen 
gar nicht entbehrt werden kann. Allerdings aber erkennen 
wir die gerechte Forderung Holsteins an, und machen sie 
mit ihm, verhaltnißmäßig besteuert zu werden. Im  Gan­
zen wird dieß aber schon der Fall sein; denn wenn wir 
die jetzt von der Regierung bekannt gemachte Einnahme 
von 6,195,000 Reichsbankthalern aus dein Königreiche, und 
von 4,237,000 Reichsbankthalern aus Holstein und Schles-

' )  M it der Fremdheit der Sprache in Kopenhagen, die je­
ner Verfasser als Hinderniß anführt, hat es nicht viel 
auf sich. Theils wohnen viele Deutsche dort, theils ist 
es allgemein bekannt und anerkannt, wie gerne der ge­
bildete Dane dem Deutschen in dessen Sprache entgegen 
kommt, so daß Viele gar nicht zu dem (was der Ver­
fasser den Deutschen nachr'ihmt) kommen, sich „durch 
die Erlernung der Sprache ihrer Umgebung gefällig und 
wohlgelitten zn machen," und vor lauter Deutschsprechen 
in Kopenhagen oft nicht zn der oberflächlichsten Kennt- 
niß der dänischen Sprache gelangen. Nach Hause zurück- 
gekommen, glauben sie auch nichts Besseres thun zu 
können, als das etwa gelernte Dänisch zu vergessen, 
und, wie die tägliche Erfahrung zeigt, kommen sie fast 
nie dem Daneu auch wiederum in seiner Sprache entge­
gen. Sie würden ja auch, ob dieser „A rtigke it", das 
„Mißvergnügen" des (S . 16 ff.) tiefen Widerwillen ge­
gen das Dänische frei bekennenden Verfassers sich zuzie­
hen; wozu ihm auch nur die Offiziere Schleswigs (!) 
und Holsteins Anlaß gegeben haben.



16

wig *) mit den (runden) Zahlen der Einwohner von 
1,270,000 und 770,000 vergleichen, so wird sich ein un­
gefähr gleiches Verhaltm'ß zeigen, indem die, nach diesen 
Zahlen, ein wenig größere Belastung der Herzogthümer 
durch ihre größere Ergiebigkeit **) ausgewogen werden 
möchte. Uebrigens muß es Grundsatz sein, daß ein ver- 
hältnißmaßiger Theil der von Holstein und Schleswig auf­
gebrachten Steuern zu ihren besonderen Bedürfnissen ver­
wandt werde. ***) Daß sowohl Dieß beobachtet werde,

*) Also ist der Belauf der Steuern aus den Herzogtümern 
nicht,, wie die Verfasser für Holstein S. 7 sagen, denen 
Dänemarks gleich.

" )  Vergl. Für Holstein a. a. O.

' " )  Daß z. B . auf die Universität Kiel so V ie l ,  wie nur 
jemals, gewandt werde, kann nicht anders, als unser, 
auch persönlicher, Wunsch seyn; wenn aber A lb in g e r , 
S. 13, jetzt die Kieler gegen die Kopenhagener Universi­
tät für zurückgesetzt hält, so ist zu bedenken, daß die 
Ausgaben für diese fast ganz aus dem eigenen Vermögen 
derselben, womit sie dotirt worden ist, bestritten wer­
den.

Uebrigens wurden in den letzten Zeiten der großfürst­
lichen Regierung nur 8.360 Reichsthaler aus der Staats­
kasse auf die Universität „nach ihrer ersten und verbes­
serten Stiftung" gewandt. (Verträge mit P a u l  Pe-  
t rowi t z ,  S. 101, Handschrift der Kieler Bibliothek.)

Eben so sieht die im Kieler Eorrespondenzblatt vom 
19ten December v. I .  mitgethrilte Nachricht, daß das 
Kopenhagener Universitäts-Gebäude 200,000 Reichsbank- 
thaler gekostet habe, so aus, als sei diese Summe aus 
der Staatskasse genommen; sie ist aber aus den Einkünf­
ten der Universität, namentlich denen der Communitäts- 
Strftung.
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als auch der Vermögenszustand des ganzen Staats ver­
bessert und dadurch die Steuerlast allmälig vermindert, 
oder doch im Frieden nicht erhöht werde, das dürfen wir 
gewiß mit Zuversicht als eine der wohlthatigsten Folgen 
unserer neuen Stande - Einrichtung erwarten. Der König 
hat ja den Rath seines Volkes in den öffentlichen Ange­
legenheiten verlangt, namentlich in allen Steuersachen. Im  
Geiste dieser allerhöchsten Entschließung liegt es auch, daß 
die Staatsschulden nicht, ohne ein von allen Ständen ein­
geholtes Gutachten, vermehrt werden, weil deren Verzin­
sung und Tilgung ja nur durch Besteuerung zuwege ge­
bracht werden kann; und so dürfen wir mit Hoffnung der 
Zukunft entgegen sehen, wenn wir auch keine S t ände  
mi t  eigent l i chem St eue r bew i l l i gungs r ech t  ha­
ben. Auch hierüber wird in den beiden Schriften, die 
aus einem bloß holsteinischen Gesichtspunkte urtheilen, als 
Beeinträchtigung Holsteins geklagt. *) Aus einem allge­
meineren aber betrachtet, erscheint die Sache in einem an­
deren Lichte.

Holstein steht nun einmal nicht für sich allein, son­
dern ist von einem Gesammtstaate ein Theil, und ist be­
sonders in den letzten hundert Jahren, durch viele gleich­
artige Verwaltungsmaaßregeln und Einrichtungen, immer 
enger mit den Übrigen Theilen verbunden worden. Wäh­
rend dieser ganzen Zeit ist es, der Wirklichkeit nach, eben 
so unumschränkt regiert worden, wie das Königreich, dem

') Für Holstein, S . 22 ff.; A lb in g e r ,  S.  6 ff.

2
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es auch nach Auflösung des deutschen Reichs einverleibt 
wurde; (was gewiß die gute Wirkung hatte, daß Holstein 
nicht zu dem Frankreich dienenden Rheinbunde gezogen 
wurde.) Dieß hörte nach der Wiederherstellung Deutsch­
lands wieder auf; und der Kö n ig  bestätigte nun die 
Landes - P r i v i l e gien. Weil derselbe aber den allei­
nigen Besitz der Ausübung der höchsten Gewalt von seinen 
Vorfahren überkommen hatte, und zwar nicht einen bloß 
tatsächlichen, sondern einen bis weiter rechtlichen, da das 
Land sich über hundert Jahre bei der Nicht-Berücksichti­
gung der alten ständischen Verfassung beruhigt hatte: so 
darf jene Bestätigung nicht auf diese im Einzelnen bezogen 
werden, eben weil sie von Fürst und Volk schon lange 
als veraltet betrachtet worden war, sondern nur im Allge­
meinen auf das alte Recht, eine ständische Verfassung zu 
haben. Denn obgleich die oft genannten Schriften, wie 
manche andere, die Behauptung enthalten: die alte Ver­
fassung habe in anerkannter Wirksamkeit bestanden, so hat 
doch der deutsche Bundestag, nach der einfachen natürlichen 
Auffassung der Sachlage, entschieden, daß von keiner Wirk­
samkeit die Rede seyn könne, wo seit dem letzten Vorkom­
men ständischer Mitwirkung schon mehr als hundert Jahre 
verflossen seien. Als aber für Holstein eine neue ständische 
Verfassung nothwendig wurde, da erkannte die Weisheit 
des Königs, daß, bei den nun schon so alten engen Be­
ziehungen Holsteins zu Dänemark, gleiche Einrichtungen in 
den einzelnen Staatstheilen dem Gesammtstaate am vor­
teilhaftesten seyn müßten; denn, wie I m m a n u e l ,  S .23, 
richtig ausführt, „ein (zusammengesetzter) Staat muß er-
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starken durch kräftige Einigung, freie Annäherung und As­
similation seiner verschiedenen Bestandtheile, durch Aus­
gleichung der Interessen." Und die Erfahrung bewährt 
dieses schon; indem es wirklich zum Erstaunen ist, wie 
sehr seit 1831, durch die damals verheißenen und jetzt ins 
Leben getretenen gleichen Staatseinrichtungen, die gegen­
seitige Theilnahme der Herzogthümer und des Königreichs 
an einander gestiegen ist, wie sehr der mündliche und 
schriftliche Gedankenaustausch zugenommen, und dieß eine 
Annäherung auch in sprachlicher Rücksicht zuwege ge­
bracht hat.

Die jetzige ständische Verfassung — mag sie auch, wie 
alles Menschliche, ihre Unvollkommenheiten haben — ist 
nicht bloß für Dänemark, sondern auch für Holstein, eine 
erfreuliche Erneuerung staatsbürgerlicher Freiheit, und der 
ehemaligen, auf der Landstandschaft der Ritterschaft und 
der alten Städte beruhenden, alle anderen Landeseinwohner 
aber ausschließenden, bei Weitem vorzuziehen, *) ungeachtet 
des dem alten Landtage zustehenden Steuerbewilligungsrech- 
tes; denn bei den geläuterten Ansichten über das Staats­
leben möchte der von den jetzigen Ständen der Regierung 
ertheilte Rath für das Land eben so wirksam seyn. Dem 
Beobachter wird es daher auch nicht entgehen, daß in Hol­
stein schon jetzt, während der Versammlung des ersten 
Landtages, die Ueberzeugung von den wohlthätigen Folgen 
der neuen Einrichtung immer allgemeiner wird, und selbst

*) Sieh auch Kl enz e ,  Ueber die Staatseinheit Holsteins."
1835.

2 *
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früher sehr Ungläubige erfaßt. Die Verfasser der oft ge­
nannten Schriften sind daher vielleicht jetzt die einzigen 
Holsteiner, welche mit Sehnsucht auf Lauenburgs  Ver­
fassung Hinblicken. Daß übrigens dieses Ländchen abge­
sonderter als Holstein im dänischen Staate dasteht, erklärt 
sich ja einfach daraus, daß es nicht dieselbe Geschichte mit 
Holstein hat. Selbst dieses Land wird jenen Verfassern 
nicht streng genug Dänemark bloß „agglomerirt", *) son­
dern ihm durch manche Einrichtungen, z. S3, in der Kriegs­
und Polizei-Verfassung, schon zu sehr assimilirt seyn, da 
sie sogar zwischen Holstein und Dänemark keine andere Ver­
bindung haben wollen, als die zwischen Hannover  und 
Eng la n d  bestehende. Es giebt wohl kaum ein größeres 
Verkennen der wirklichen Verhältnisse!

Ein unbefangener Blick auf die Landkarte muß es ja 
einleuchtend machen, daß jene Länder vermöge ihrer Lage 
nur sehr lose Zusammenhängen, und daher nicht alle Vor­
theile eines zusammengesetzten Staats erreichen können, wäh­
rend Holstein unmittelbar an die übrigen Theile des däni­
schen Reichs gränzt, selbst in Ansehung der Sprache und 
Sitte diesem viel näher steht, als Hannover England, und 
seit Jahrhunderten, gerade wegen seiner Lage, so viele äu­
ßere und innere Interessen mit Dänemark gemein gehabt 
hat, überdieß aber, wegen seiner geringen Größe, nicht 
einen so selbstständigen Staat, als Hannover, bilden kann,

')  Sieh über und gegen diesen schönen neuen staatsrecht­
lichen Begriff die treffenden Bemerkungen von Im m a ­
nuel S. 22 — 30.
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welcher, wie schon oben berührt, alle öffentlichen Einrich­
tungen in der größten Vollständigkeit für sich allein haben 
könnte.

Doch wir hören, wir lesen: Holstein steht nicht al­
lein, sondern Schleswig ist mit ihm verbunden — der 
S t aa t  Schleswig-Hols te in  stehe neben Dänemark — 
das Verbindungsmittel Holsteins mit Dänemark ist Schles­
wig! *) Wahrlich, wollen jene Holsteiner von keiner än­
dern Verbindung zwischen ihrem Lande und Dänemark wis­
sen, als zwischen Hannover und England, dann bedarf 
es keines Schleswigs; die könnte Statt finden, auch wenn 
deffen Stelle ein breites Meer einnähme! Der gemein­
schaftliche Fürst könnte doch wohl beiden bleiben? — das 
Einzige, was man mit Dänemark gemein haben will. 
Wer sieht nicht, daß die Schleswig beigelegte Bedeutung 
wenig mehr als ein Vorgeben ist. Im  Grunde soll es nur 
dazu dienen, das Gewicht, welches Holstein in die Wage 
wirft, doppelt so schwer zu machen. Das soll seine po­
litische Bestimmung seyn. Ob Holstein sich mehr davor 
hütet, Schleswig als Appendix zu betrachten,**) wie Dä­
nemark, welchem Alb inger  dieses vorwirft, überlassen 
wir dem unparteiischen Beurtheiler. ***) Allerdings aber

•) Sieh die beiden ersten Wahrheiten (!) der Verfasse» „Für 
Holstein." S. 12.

" )  Sieh hierüber I m m a n u e l ,  S. 25 ff.
"* ) Den Geschichts- und Sprachkundigen stellen wir es an­

heim, ohne hier ein Wort darüber zu verlieren, ob die 
Dänen — und auch wir selbst anderswo —  Schleswig im
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ist Schleswig das natürliche Verbindungsglied zwischen Dä­
nemark und Holstein, wodurch der dänische Staat ein zu­
sammenhängendes abgerundetes Ganzes wird, in welchem 
gemeinschaftliche innere Einrichtungen zweckmäßig und mit 
Vortheil für die einzelnen Staatstheile Statt finden kön­
nen; und indem dasselbe im Norden ganz dänisch, im S ü­
den ganz deutsch ist, zieht es sowohl Dänemark als Hol­
stein an sich, und vermittelt den Uebergang vom Deut­
schen zum Dänischen. Der dänische Bestandthei l  
von Schl eswi g ist, außer der Lage, das eigentliche B in ­
demittel. Beachtet Holstein diesen in Sprache, Sitte und 
Recht, so wird es sich in seinem Verhältnisse zu Däne­
mark weniger fremd fühlen. Wie wenig aber bekümmern 
sich die eifrigen Holsteiner um jenen Bestandtheil; wie we­
nig find sie geneigt, ihm nur irgend Recht widerfahren zu 
lassen! Schleswig soll ein ganz deutsches Land seyn; ja 
Manche wollen es platterdings nicht glauben, wenn man 
ihnen sagt, daß das Volk nördlich von Flensburg kein 
Deutsch verstehe. D ie, welche da gewesen, und das Ge- 
gentheil behaupten, haben nicht gereist, um das Land wirk­
lich kennen zu lernen, sondern nur mit Wirthen, Städtern 
und Beamten verkehrt. Während doch die Verfasser „Für 
Holstein" an einer Stelle (S . 18) anerkennen, daß gerade 
die dänisch-redenden Schleswigs, „welche auch nicht die 
Gesinnungen und Gefühle der Holsteiner für das ihnen 
fremde Deutschland theilten," die Verbindung zwischen Hol-

engeren Sinne, ohne Grund, mit dem Namen Süd - Jüt­
land bezeichnen. Vergl. A l b in g e r ,  S. 12.
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ftein und Dänemark vermitteln, spricht A lb in g e r (S . 11) 
den so manchmal in Holstein geäußerten frommen Wunsch 
aus (der selbst von manchen Süd-Schleswigern, die bei 
einseitig deutscher Bildung ganz die Eigenthümlichkeiten ih­
res Landes verkennen, getheilt wird), daß ganz Schles­
wig, ja sogar das ganze dänische Festland, durch immer 
weitere Zurückdrängung der dänischen; Sprache, deutsch 
werden möge. M it welchem Hohne fragt er: ob man 
deswegen die Verordnungen mit dänischer Uebersetzung ver­
sehe, „um den geringen noch Dänisch redenden Theil 
Schleswigs durch fortwährende Uebung im Lesen der Ver­
ordnungen zu vermögen, die Sprache seiner Väter nicht 
ganz zu vergessen?" *)  Die Verfasser „Für Holstein" er­
wähnen (S . 10) der Ungerechtigkeit, daß in den Gerichten 
Belgiens in einer fremden Sprache verhandelt wurde, und 
denken gar nicht daran, daß eine solche Rechtspflege noch 
jetzt im nördlichen Schleswig für mehr als hundert tausend 
Menschen Statt h a t;" )  eine schon Jahrhunderte lang dau­
ernde Folge der ehemaligen holsteinischen Eroberung des 
Lgndes, welche von einem großen Theile des Beamten- 
Personals, unter dem auch so viele Holsteiner sind, noch 
immer, gegen den Wunsch des Königs, aufrecht erhalten 
wird, so daß in der allerneuesten Zeit von einer höheren

*) Was davon zu halten sei, darüber haben wir uns aus­
gesprochen in der Schrift: „Ueber Nolksthümlichkeit und 
Staatsrecht des Herzogthums Schleswig. Kiel 1832.“  
S. 33 ff.

" )  Ebendaselbst S. 28 ff.
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B ehörde einem Unterbeamten in dem am  meisten dänischen 
Theile S c h le sw ig s  sogar untersagt worden ist, sich des 
Dänischen a ls  Gerichtssprache zu bedienen, und dänisch ge­
machte A ussagen dänisch zu protocolliren. W enn man 
m eint, das V olk  sei mit dieser nun einm al alten Einrich­
tung zufrieden, so irrt m an gew altig . B ew e ise  vom  G e- 
gentheil sind in unfern H ä n d en , welche bei Gelegenheit 
veröffentlicht werden können. D er  B auernstand  hat ge­
schwiegen, w eil er nicht zum Reden kommen konnte. Jetzt 
aber gibt ihm der K önig  G elegenheit zu sprechen; und er 
w ird es gewiß thun! M ög e Holstein die Eigenthümlichkei- 
ten S c h le s w ig s , die e s ,  bei aller Gleichartigkeit der V e r ­
hältnisse, unläugbar h a t , achten; es w ird alsdann um so 
eher vollständige Gerechtigkeit für sich in Anspruch nehmen 
dürfen. J en e  sind gerade der A r t , daß sie näher zu D ä ­
nemark hinführen. —  A ber, denkt vielleicht M ancher: die 
M öglichkeit und Zweckmäßigkeit einer innigeren Verbindung  
der jetzigen B e s ta n d te ile  des dänischen S ta a te s  zugegeben; 
w a s  kann es viel helfen sie in s Werk zu setzen, w enn die 
V erbindung überhaupt vielleicht in gar nicht langer Zeit 
aufhört; mehrere F am ilien , die a u f die D a u e r  in demsel­
ben H ause leben so llen , die mögen gegenseitig engere V e r ­
hältnisse m it einander anknüpfen, für ein kurzes Zusammen­
w ohnen verlohnt sich dieß kaum der M ü h e ; nun sagen 
aber unsere neuesten Schriftsteller: * )  die dänische S u c c e s ­
sions - O rdnung g ilt nicht in H olstein , das einzige B in d e -

*) Für Holstein, S .  12; A l b i n g e r ,  S .  18 ff.
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mittel zwischen den Herzogthümern und dem Königreiche ist 
der regierende Mannsstamm, mit dessen Erlöschen eine an­
dere Ordnung der Dinge eintritt, indem diese Länder, nach 
bestimmten Successions-Gesetzen, getrennt werden.

Hierin liegen Jrrthümer, die widerlegt werden müssen, 
weil sie die Gesinnungen der jetzigen dänischen Staatsver­
bindung abwendig machen könnten. Jene können nur durch 
Unterscheidung der altern und neuern Zeit vermieden wer­
den, und indem man, was das jetzt geltende fürstliche Erb­
folgerecht betrifft, das Herzogthum Schleswig von Holstein, 
so wie in diesem wiederum einzelne Theile unterscheidet.

Nach dem älteren Staatsrechte galt allerdings der Satz: 
daß die Lande Schleswig und Holstein (doch mit Ausnahme 
des ehemals schauenburgischen Theils) auf den Mannsstamm 
Fr i edr i chs I. (zunächst) vererben; *) aber spätere Ereig­
nisse haben Veränderungen bewirkt, so daß für das Her­
zogthum Sch l eswi g  die Er b fo l ge des dänischen 
Königsgesetzes geltend geworden ist, und es auch in 
sofern Dänemark näher steht, als dem größten Theile des 
Herzogthums Holstein. Als nämlich König Fr iedr ich IV. 
der Theilung Schleswigs ein Ende machte durch Besitz­
nahme des verbrochenen (ihm auch von England und Frank­
reich garantirten) fürstlichen Antheils, beschloß er, dieses 
alte dänische Herzogthum dadurch wieder fester mit seiner 
Krone zu vereinigen, daß er die Erbfolgeordnung des Kö-

')  F alck's Handbuch des Schleswig-Holsteinischen Privat­
rechts II. §.43, S. 170. (Fürstliches Erb-Statut von 
1608, königliches von 1650.)
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nigsgesetzes fü r  dasselbe e in fü h rte . D u rc h  d a s  P a te n t  vom  
22sten  A u g u st 1721  *) fo rd e rte  er den E id  der T re u e  so ­
w o h l vo n  den ehem als u n te r  einseitig  fürstlicher R e g ie ru n g  
stehenden U n te rth e m e n , a ls  von  d e n e n , die frü h e r u n te r  
der gem einschaftlichen gestanden h a t te n ;  jen e r * * ) la u te te  
a u f  „ I h r e  K önig liche M a j e s t ä t . . . . .  u n d  D e r o  E rb su c - 
cessoren secundum tenorem legis regiae “  d . i . nach I n h a l t  
des K önigsgesetzes; u n d  w u rd e  ohne W id e rsp ru ch  geleistet. 
E s  versteht sich vo n  se lb st, d a ß , d a  der K ö n ig  den fü rs t­
lichen T h e il  m it dem  seinigen zu vere in ig en  beabsichtigte, 
in  dem  allze it königlichen dieselbe E rb fo lg e  S t a t t  finden 
m u ß . I n  dem  a n g e fü h rten  P a te n te  e rk lä rt der K ö n ig  sich 
„entschlossen . . . . . .  vo n  gesam ten  E ingesessenen S t ä n ­
den des H e rz o g th u m s  S c h le s w ig ,  a l s  P r ä l a t e n ,  der R i t ­
te rsch a f t, S t ä d t e n ,  A m ts -  u n d  L a n d s c h a f ts -E in w o h n e rn  
u n d  U n te rth a n en  die a lle in ige  E  r  b - H u ld ig u n g , durch ge­
wisse d azu  V e ro rd n e te  u n d  a u to r is ir te  C om m issarien  entneh­
m en  zu la ss e n ." S o l l t e n  sich n u n  auch keine N achrich ten  
d a v o n  f in d e n , d aß  die E rb h u ld ig u n g  im  a llz e it königlichen 
S c h le s w ig ,  w ie  im  ehem als fü rs tlich en , w irklich d a m a ls  
vo rgen om m en  w orden  se i, so ist d ieß v o n  keinem  w eite ren  
G e w ic h t ,  th e ils  w eil der K ö n ig ,  a ls  E rb fü r s t  seiner U n te r­
th a n e n ,  ih re  stillschw eigende Z u fried e n h e it m it  der U n t e i l ­
barke it des L an d es  v o rau sse tzen d , die d i e s e s  bezweckende

*) Gedruckt bei F a lck : D as Herzogthum Schleswig in sei­
nem gegenwärtigen Verhältnisse, S .  84  ff.

**) Formula juramenti, ebendas., S .  88 ff.
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in der Veränderung der Erbfolgeordnung bestehende Maaß- 
regel, als Haupte seines Hauses, ergreifen durfte, *) theils 
weil Prälat und Ritterschaft, die erwiesener Maaßen jenen 
Eid geleistet haben, nach der damaligen Verfassung eigent­
lich das ganze Herzogthum vertraten. Von Seiten des 
Landes findet also kein Hinderniß S ta tt, daß die weibliche 
Erbfolge des Königsgesetzes anstatt der früheren männlichen 
eintrete. Nur erbberechtigte Zweige des Mannsstammes 
könnten rechtlich Einwendungen dagegen machen, daß weib­
liche Nachkommen des regierenden königlichen Hauses ihnen 
vorgezogen würden. Dieses ist aber auch bedacht worden, 
und schon Fr iedr ich IV. hat die jüngere Augustenbur- 
gische Mannsstammslinie seines Hauses zur Anerkennung 
der veränderten Erbfolge in Schleswig vermocht. Es ist 
wenig bekannt, aber dennoch nicht weniger gewiß, daß der 
Herzog Chr is t ian August,  ebenfalls in jenem Jahre 1721, 
in einer zu Augustenburg ausgestellten Erbhuldigungs-Ur­
kunde, für sich und seine Erben dem Könige von Däne­
mark und dessen Successoren secundum tenorem legis regiae 

gehuldigt hat. I n  den späteren Verträgen mit dem rus- 
sisch-gottorpischen Hause und mit jüngeren gottor- 
pischen Linien sind ausdrückliche Verzichtleistungen auf Schles­
wig, auch zu Gunsten der königlich dänischen weiblichen

*) Hätte nicht die Lehnseigenschaft Schleswigs geruht (f. Ueb: 
Volksthümlichkeit u. Staatsrecht des H. Schleswig, S. 55), 
so hatte der König auch als Lehnsherr bestimmen können, 
wie das dänische Lehn Schleswig, dessen alleiniger In ­
haber er selbst war, vererben solle. Vergl. Patz Kehn­
recht §. 104 a. E.
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Linie, erlangt w ord e n .* )  Namentlich heißt es in der R e ­
nunciations - Acte des Großfürsten P a u l :  „Entsagen  für 
U n s ,  Unsere Erben und Descendenten, allen an das  H e r ­
zogthum S ch le sw ig ,  und in specie auf  den vormaligen 
großfürstlichen Antheil desselben, die In se l  Fehmarn . . . .  b is­
her gehabten . . . .  R e c h te n . . . .  und wollen solchemnach...  
daß J h r o  Kbnigl. M ajestät zu Dänemark und D e r o  K ö -  
n i g l .  K r o n e r b e n  vorgedachtes Herzogthum Schleswig 
ganz mit allen Zubehörungen . . . .  zu ewigen Zeiten eigen- 
thümlich besitzen . . . .  I n  welcher Absicht W ir  denn ferner 
alle vorhergehenden Testamente, dispositiones, pacta . . . .  

für aufgehoben e rk lä re n . . . .  dergestalt, daß solche, und be­
sonders . . . .  Herzogs J o h a n n  A d o l p h  . . . .  wegen der 
künftigen Succession und sonst unterm 9ten J a n u a r  1608 
gemachten Disposition zur Entkräftung gegenwärtiger R e ­
nunciation niemals sollen können angezogen werden."

E s  wird also keine andere O rdnung  der Dinge bei et- 
wanigem Erlöschen des königlich dänischen Mannsstammes 
für Schleswig eintreten; **) und die S c h le s w ig s  können

' )  T rac ta t v. 11. (2 2 .)  April 176 7  u. 2 1 . M a i ( I . I u n i )  
1773  A rt. 1 in Clausen Recueil de tous les traite's con- 
clus et publics par la  couronne de Daniieraarc d. 1764 
— 1794. Die hier als Beilage erwähnte Renunciations- 
Acte des Großfürsten P a u l  findet sich nun gedruckt in 
F a  lc k 's  Neu. staatsbürgerl. M a g a z in ! . S .  6 1 8 . Die 
R enunciations-Acte des Bischofs und Herzogs F r i e d r i c h  
A u g u s t  in de Martens Recueil des principanx traités 
t. III. p. 260. V erg l. T ra c ta t v. 1 7 7 3 , A rt. 3.

" )  Erbansprüche einer M annsstam m slinie oder zweier au f 
Theile Schleswigs —  doch immer a ls d ä n i s c h e n  L e h n s
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mit der erhebenden Zuversicht in die Zukunft blicken, mit 
dem dänischen Reiche, zu welchem sie schon ein Jahrtau­
send gehört haben, verbunden zu bleiben.

Was nun Holstein betrifft, so ist selbst hierfür je­
ner Satz so allgemein aufgestellt falsch, indem für einen 
Scheit desselben schon jetzt die Erbfolge des Königsgesetzes 
g ilt, und dieser also ohne Weiteres mit dem dänischen 
Reiche auf ewig verbunden bleiben wird. Dieß ist der ehe­
mals schauenburgische Antheil, umfassend die Herrschaft 
P i nneber g  mit der Stadt A l t o n a ,  die Grafschaft 
Ranzau,  die Herrschaft Herzhorn  mit den Vogteien 
S o m me r l an d  und G r ö n l an d ,  und die B ü l ow i sche 
W i l d n i ß  (bei Glückstadt). König Chr i s t i an  IV. von 
Dänemark erwarb nämlich das schauenburgische Holstein 
vertragsmäßig von der Mutter des letzten Grafen, O t ­
t o ' s  V I., welche dasselbe als lehnfreies (allodiales) Reichs­
land, in welchem weibliche Erbfolge Statt fand, geerbt 
hatte. Des ersten Erwerbers Sohn war Fr iedr i ch III., 
welcher für seinen Stamm im Königsgesetze eine Erb­
folgeordnung gegeben hat, und da im 19ten und 20sten 
Artikel festgesetzt ist, daß die Reiche und alle anderen Län­
der, welche er oder ein künftiger König besitzt, oder durch 
Erbrecht, so wie auf andere Weise erwerben wird, nie 
getrennt werden sollen, so wird Derjenige, welcher in das 
Königreich folgt, auch immer diesen Theil Holsteins er-

— sind möglicher Weise noch da, werden aber jedenfalls 
leicht zu beseitigen seyn.
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ben. * )  Das Patent vom 6ten September 1406, nach wel­
chem derselbe mit unter der gemeinsamen Benennung des 
Herzogthums Holstein begriffen wird, kann sein eigenthüm- 
liches staatsrechtliches Verhaltniß nicht geändert haben. Es 
bezieht sich nur auf sein äußeres, durch das Aufhören des 
deutschen Reichs verändertes und dem des übrigen Hol­
steins gleich gewordenes Verfassungs-Verhältniß, sowie auf 
Verwaltungs-Maaßregeln; das innere Verfassungs - Ver­
hältniß ist gar nicht erwähnt, eine Veränderung desselben, 
und namentlich der fürstlichen Erbfolgeordnung, kann nicht 
stillschweigend geschehen, daher die königlich dänische Spin­
delseite hier nach wie vor Erbrecht hat.

Für das übr ige Holstein gilt allerdings noch die 
Mannsstamms-Erbfolge; obgleich nach dem Aussterben al­
ler männlichen Zweige des Oldenburgischen Hauses auch hier 
die Erbfolge des Weiberftammes eintreten würde, weil das 
frühere Hinderniß derselben, die Lehnseigenschaft, aufgehört 
hat. Sollte aber der königlich dänische Mannsstamm er­
löschen, so würde nach dem dermalen noch geltenden Erb­
rechte, nicht nur der ehemals schauenburgische Antheil von 
dem übrigen Holstein wieder ganz getrennt werden, son­
dern dessen frühere Sonderung in das ehemals königliche 
und fürstliche (großfürstliche) würde wieder eintreten! Denn 
hat einmal Theilung eines Landes unter mehrere Linien des

•) Es kann daher gar nicht, wie von Falck, Handbuch II. 
S . 171 geschehen, die Frage aufgeworfen werden, ob 
derselbe unter gleich nahen Nachkommen Fr iedr ichs III. 
getheilt werden könne.
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regierenden Hauses Statt gefunden, so können die Neben­
linien einer Hauptlinie, wenn diese aus einem, nur ihr zu­
kommenden, besonderen Rechtsgrunde alle Theile besaß, bloß 
denjenigen kraft Erbrechts ansprechen, welcher der ursprüng­
liche Antheil dieser Hauptlinie war, hier nun der jüngere 
königliche Zweig, und zwar das S o n d e r b u r g - A u g u -  
ftenburgische Haus ,  nur das a l l ze i t  königl iche 
Ho l s t e i n , * )  kraft des von Fr iedr ich III. für den könig­
lichen Antheil an den Herzogthümern gegebenen, noch für 
Holstein geltenden, Erb-Statuts von 1650.

Es fragt sich nun noch, was aus dem vormal s  got -  
torpischen oder großfürst l ichen Holstein werden wird? 
Worüber unsere Ansicht folgende ist.

I n  den Verträgen des königlichen und gottorpischen 
Hauses über den Austausch der Grafschaften Oldenburg und 
Delmenhorst gegen den großfürstlichen Antheil von Holstein 
ist bestimmt worden"): „Daß jene gänzlich an die Stelle

')  Welche irrig- Ansichten über die Erbrechtsverhältnisse un­
seres Fürstenhauses auch im Auslande herrschen, zeigt ein 
ganz neues Buch von Schuber t ,  Handbuch der allgem. 
Staatskunde v. Europa Bd.!.' Th. 1. Königsberg 1835, 
wo es S. 94 heißt: „Holstein und Sachsen-Lauenburg (!) 
. . . .  kann von Dänemark zu Gunsten der Linie H. Son­
derburg-Auguftenburg getrennt werden, sobald in Däne­
mark selbst die weibliche Linie des Königshauses folgt; 
weil in diesen deutschen Landen der Mannsstamm der Ne­
benlinien desselben jener weiblichen vorgeht."— Lauen-  
burg bleibt vielmehr, eben wie das ehemals schauenbur- 
gische Holstein, ohne Weiteres bei dem Königreiche Dä­
nemark.

" )  Tractat v. 25. Apr. 1750 mit Adolph Fr iedr i ch,
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dieses treten . . . .  und in denselben . . . .  eben diejenige Suc­
cessions-Ordnung der (Lehns-) Erben Statt finden solle, 
welche bisher in Ansehung des Herzogthums Holstein in 
dem herzoglich Holstein-goltorpischen Hause, denen (Lehns-) 
Rechten und Pactis familiae gemäß, beobachtet worden." Eine 
Selbstfolge ist, daß umgekehrt das ehemals großfürstliche 
Holstein an die Stelle von Oldenburg und Delmenhorst ge­
treten ist, und daß es in demselben Rechtsverhältnisse zum 
ganzen oldenburgischen Stamme steht, in welchem vormals 
die Grafschaften sich befanden; daher das gottorpische Haus 
nicht mehr, als solches, den Anfall seines ehemaligen holstei­
nischen Antheils erwarten kann. Vielmehr muß dieser, seit 
der Vertauschung, der ehemals für Oldenburg geltenden Erb­
folge unterworfen seyn, welche keine andere ist, als die des 
gemeinen Lehnrechts, wie der einst zwischen Plön und Got- 
torp geführte Erbfolgestreit beweist; indem Plön, welches 
seine Ansprüche auf jenes baute, bei dem kaiserlichen Reichs- 
Hofrathe obsiegte;*) (darauf aber seine Erbschaft an den 
König von Dänemark abtrat.) Nach jener Erbfolgeordnung 
ist, unter entfernten Agnaten, der dem Grade nach nächste, 
ohne Rücksicht auf die Linie, erbberechtigt. Wären Mehrere 
gleiches Grades in einer oder verschiedenen Linien da, so

A rt. 5 . (de R ecdh  Repertoire (les traités concias par Ia 
couronne de D an n em arc); Tractat v. 1 7 6 7 , Art» 28; 
v. 1773, Art. 12 ; Cessions-Acte des Großfürsten an den 
Bischof zn Lübeck v. 14. J u li 1773, A rt. 2. (de M artens  
Rccueil I I I .  p. 253).

*) Sieh v. H a l e m  Geschichte des Herzogthums Oldenburg 
Bd. I I I .  S . 8 ff. S . 4 2 9  ff.
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könnte also selbst der in Frage stehende T h eil H olsteins w ie ­
der getheilt werden. * ) Dem nach kann jetzt gar nicht m it 
B estim m theit gesagt werden, an welches H a u s  oder an welche 
H äuser dieser T heil H olsteins fallen  werde.

Möchte aber diese Zerstückelung H olsteins, welche F olge  
seines verwickelten gesetzlichen Staatserbrechts seyn w ürde, 
zum B esten  des Landes abgewendet w erden , da solche öf­
fentlichen Verhältnisse, nach der allgem einen E rfahrung, die 
auch gerade in der holsteinischen Geschichte ihre B eleg e  fin­
d et, nur gar zu leicht nachtheilige W irkungen haben! K ein  
Holsteiner sollte es daher so leicht nehmen m it jener „ändern  
O rdnung der D in g e ,"  welche nach dem Aussterben des kö­
niglich dänischen M annsstam m es eintritt; sondern Jeder  
sollte wünschen, daß durch V erträge unter den Zw eigen des 
hohenO ldenburgischenH auses der T heilung vorgebeugt werde, 
so daß der gegenwärtige Z ustand, die V erbindung des un- 
getheilten H olsteins m it D änem ark, bliebe.

Für das Zustandekommen solcher V erträge zu Gunsten  
des königlich dänischen weiblichen S ta m m e s  scheinen, unse­
rer unvorgreiflichen M einung nach, erleichternde Umstände 
da zu seyn. D ie  mögliche Erbfolge der zum ehemals groß­
fürstlichen Holstein Erbberechtigten in den einzelnen olden­
burgischen Linien ist, w eil nach dem vorher Bem erkten G ra ­
d u a l-E rbfolge S t a t t  findet, ein sehr ungewisses R echt; es 
hängt von Zufälligkeiten a b , und kann daher nicht sehr 
hoch angeschlagen w erden, um so weniger hoch, je früher

*) Vergl. G. L . Böhmer Principia juris feudalis. §. 144 .

3
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Unterhandlungen eingeleitet werden. Die jüngere gottorpi- 
sche Linie, welche, nach dem ausdrücklichen Wortlaut der 
Verträge, *) auch nur für ihren Mannsstamm Oldenburg 
bekommen hat, möchte vielleicht auch wünschen, das Land 
dem weiblichen Stamme zu erhalten, und daher geneigt seyn, 
mit Dänemark gemeinschaftliche Sache zu machen. Die äl­
teste in Rußland regierende gottorpische Linie würde hof­
fentlich dieser Ausdehnung des Erbrechts, der jetzt die deutsche 
Reichsverfassung nicht mehr entgegensteht, wenig Schwierig­
keiten in den Weg legen, und in demselben Geiste handeln, 
wie früher, als der Großfürst P a u l , „das allgemeine Wohl 
und besonders den Flor des gottorpischen Hauses" berücksich­
tigend , **)  Oldenburg an die jüngere Linie großmüthig ab­
trat, und bei dieser Gelegenheit durch den Mund seines 
bevollmächtigten Ministers auch den Beweggrund äußerte: 
„ daß ein jedes Land leicht unglücklich wird, welches in einer 
Entfernung von so viel hundert Meilen der Augen seines 
Beherrschers beraubt ist." * * * )  Dem königlich dänischen 
(auch in Hessen erbberechtigten) weiblichen Stamme wird 
selbst die Erhaltung des allzeit königlichen Holsteins für sich 
und das Reich durch Re nds bu r g  erleichtert werden. Zwar 
rufen die Verfasser „Für Holstein" S . 20 aus: „ Rends-

*) Lettres patentes du ro i de Dannem arc portant notifica­
tion de la  cession des deux corates 10. Dec. 1 7 7 3 , (de  
M artens  Ilccucil I I I .  p. 2 5 8 ).

**) Cessions-Acte des Großfürsten v. 14. J u li 1773.

" ' )  Rede des Geh. Raths von S a l d e r n  bei Uebertragung 
der Grafschaften d. 14. Dec. 1773 (in der angeführten 
Handschrift der Kieler Bibliothek S . 146).
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burg liegt in Holstein, ist als Festung der Schlüssel zu bei­
den Herzogthümern; wer es besitzt, ist Meister von bei­
den." *) Aber sie vergessen, daß ein Theil von Rends­
burg jetzt auf schleswigschem Gebiete, also unter dänischer 
Landeshoheit liegt. **)

Doch wir wollen nicht langer bei den zukünftigen Ver­
hältnissen verweilen. Nur bemerken wir noch, daß im 
schlimmsten Falle der Trennung des größten Theiles Hol­
steins von dem dänischen Staate, die alte, zwischen den in 
Holstein und Dänemark regierenden Zweigen des oldenbur- 
gischen Hauses, nicht bloß unter sich, sondern mit ihren bei­
derseitigen Unterthemen, geschlossene Union wieder aufleben 
wird, ähnlich wie der deutsche Bund, in einem Schutz- und 
Trutz-Bündnisse und in der Entscheidung etwam'ger Strei­
tigkeiten auf friedlichem Wege durch Schiedsrichter beste­
hend. ***) Alsdann ist es Zeit, mit jenen Verfassern von

*) Und sie sprechen von Dänemarks Herrschsucht!
**) Nämlich der von der Mühlenbrücke an um das Schloß 

gelegene Platz (Concessio jurisdictionis v. 29. Apr. 1671) 
und das am nördlichen Eiderufer erbaute Kronwerk. (Staats­
bürger!. Magazin III. S. 305; Hansen Staatsbeschrei- 
bnng des H. Schleswig S. 460.)

' " )  Union von 1533, gedruckt in den Privilegien der Schles­
wig-Holsteinischen Ritterschaft, No. 21, deren Bezeichnung 
ist: De vorbuntnisse twisken den Ricken Dennemarcken 
und Furstendomen Sleswigk und Holsten, uppe Dudesk. 
(Es wurde nämlich für jeden Theil ein Exemplar in deut­
scher und eins in dänischer Sprache abgefaßt.) Erwei­
terte Union von 1623, gedruckt in Hansens Staatsbe­
schreibung S. 643. In  dieser ist ausdrücklich bestimmt, 
daß von Schleswig, außer der Unionshülfe, auch die imOden-

3 *
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„ehrlicher Union" zwischen Holstein und Dänemark zu spre­
chen, *) worunter sie schon jetzt nicht viel mehr verstanden 
haben wollen, als jene Union. Jetzt aber besteht noch eine 
andere, kann noch lange bestehen, und es sind noch viele 
Möglichkeiten da, daß sie ewig bestehen wird. Dem jetzigen 
Zustande wollen wir daher zuletzt wieder unfern Blick zu­
wenden, seine Bedürfnisse beachten, damit das dänische 
Staatsleben sich im Laufe der Zeit immer zweckmäßiger ge­
stalte, und mehr und mehr den wirklichen Verhältnissen an­
gemessen werde.

Diese fordern nun allerdings, wie oben erörtert, ahn 
liehe Verwaltungsmaaßregeln * * )  in den mehreren Staats- 
theilen, unter Berücksichtigung ihrer Eigenthümlichkeiten, und 
namentlich für Holstein (so wie für das deutsche Schleswig) 
Achtung der deutschen Volksthümlichkeit. Dieses findet auch 
in allem Wesentlichen Statt. Nach beiden oft genannten 
Schriften sollte man aber glauben, daß die deutsche Volks­
thümlichkeit sehr gefährdet wäre. Es ist Thatsache, heißt 
es, ***) daß Dänemark Holstein zu beherrschen wünscht; 
man w ill die Herzogthümer f )  danisiren. Und welcher Be­
weis wird hierfür geführt?— Daß die Gesetze deutsch

seischen Vergleich von 1579 festgesetzte Lehnshülfe gelei­
stet werden solle.

*) Für Holstein, S. 29; A lb in g e r ,  S. 18.
" )  A. B. im Iollwesen; oder will Holstein lieber als ganz 

fremdes Land behandelt werden?
" ' )  Für Holstein, S. 12. 16. 20.
t )  Hier vergißt man wieder, daß halb Schleswig dänisch ist»
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und d ä n i s c h  erlassen w erden ; daß  d ie , welche a ls  B e ­
a m t e  angestellt zu werden wünschen, ein Z eugniß  über ihre 
B ek ann tschaft m it der d ä n i s c h e n  S p r a c h e  betbringen 
m üssen; daß  die deutschen R egim enter d ä n i s c h  c o m m a n-  
d i r t  w e rd en ; daß  D ä n e n  in H o l s t e i n  angeftellt w erd en ; 
d aß  B estreb u n g en  (doch n u r von einem dänischen S c h r i f t ­
steller) S t a t t  gefunden haben, die H olsteiner ihrer S p ra c h e  
zu entfrem den. * ) —  W a s  Letzteres b e t r i f f t ,—  w ogegen 
w ir  selbst u n s an  einem ändern  O rte**) entschieden und  t a ­
delnd ausgesprochen haben —  w er denkt jetzt d a ra n ?  W a ­
ru m  a lte  G eschichten, die n u r böses B l u t  m achen, im m er 
u nd  im m er w ieder auftischen? F rü h e r sind in D än em ark  
M ißg riffe  m it der deutschen S p ra c h e  geschehen, und eine 
R e a c tio n , durch die Z eitum stände vor 3 0  J a h r e n  befördert, 
geht leicht zu w eit.

D a ß  seit 1 8 0 7  die a u s  den höchsten Collegien erlasse­
nen Gesetze, insofern sie sich n u r  a u f  H olstein beziehen, 
auch m it dänischer Uebersetzung versehen sind, ist freilich u n - 
n ö th ig , aber doch nicht nachtheilig, wie es ehem als die bloß 
deutschen Gesetze fü r S c h lesw ig  w a re n , und  noch jetzt die 
v on  den schleswigschen höheren B eh ö rd en  auch fü r  d a s  
ganze H erzo g th u m  oder fü r dessen dänische B ezirke n u r  
deutsch erlassenen B ekanntm achungen , Bescheide un d  andere 
Sch re ib en  sind. Doch um  H olste ins D eutschheit auch nicht 
im  E ntfern testen  zu verletzen, un d  da es seit 1815 a lle rd in g s

*) B e i '1C lb  in  g e t ,  S .  1 1 ,  findet sich dieses Register am 
vollständigsten.

**) Ucber Bolksthümlichkeit u. s. w ., S .  4 0 .
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wieder nicht mehr in demselben Verhältnisse zu Dänemark 
steht, als Schleswig, sprechen wir hier aufrichtig den Wunsch 
nach einer Veränderung in dieser Rücksicht aus, und hoffen, 
daß gleich der erste holsteinische Landtagsabschied nur deutsch 
abgefaßt werden möge; wohingegen wir überzeugt sind, daß 
der schleswigsche auch dänisch erlassen werden muß und wird.

Daß die holsteinischen Beamten alle Dänisch verstehen 
sol l ten, dieß ist aus Holsteins Verhältnissen zu Schleswig 
und Dänemark — die, wir wiederholen es, so ganz andere 
sind, wie die Hannovers zu England — von uns schon 
früher gerechtfertigt worden, *) und unwiderlegt geblieben. 
Je länger übrigens die dänische Sprache auf den Gelehrten- 
Schulen gehörig gelehrt worden seyn wird,**) desto weni­
ger erscheint Jenes als Zwang. W ir wissen, daß schon die 
Schüler mancher, aus eigenem Antriebe, die dänischen B ü ­
cher der Schul-Bibliotheken leihen; auch sind wir vollkom­
men davon überzeugt, daß die Zeit nicht mehr fern ist, da 
kein holsteinischer Gelehrter die Kenntniß des Dänischen 
wird entbehren wollen und mögen. ***)

')  lieber Volksthümlichkeit, S. 41 ff.
'*) Hierdurch wird auch die Benutzung wissenschaftlicher An­

stalten in Dänemark erleichtert werden.
*") Einen Beleg, daß diese sich von Jahr zu Jahr mehr aus­

breitet, fanden wir auch z. D. darin, daß in einer S i­
tzung des Vorstandes und der Committee» der schleswig­
holsteinischen Gesellschaft für Geschichte, in Kiel, ein dä­
nisches Document von einem Holsteiner vorgelesen und von 
Allen verstanden wurde. — Auch die holsteinischen Jeit- 
blätter zeigen immer mehr Berücksichtigung der dänischen 
Literatur, und diese zwingt Niemand dazu.
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I n  Ansehung des Commando's bemerken wir, daß das 
Heer eines solchen zusammengesetzten Staats, wie der dä­
nische ist, der Einheit wegen, *) in e iner Sprache com- 
mandirt werden muß; unter den vorigen Königen war es 
bei der Landmacht die deutsche; da indessen 1,400,000 
Staatseinwohner (das dänische Schleswig mitgerechnet) dä­
nisch sprechen, 60,000 isländisch oder altdänisch, und nur 
635,000 deutsch, so leuchtet ein, daß das dänische Com­
mando den Vorzug verdient.

Was endlich die Anstellung von Dänen in Holstein 
betrifft, so ist dieß nur eine Folge der für das ganze Reich 
gegebenen Indigenats- Verordnung von 1776, kraft welcher 
alle in irgend einem Theile des dänischen Staats Geborene 
überall vorzugsweise Aemter bekleiden sollen; daher auch 
viele Holsteiner und besonders Schleswigs (die jene doch 
immer zu sich rechnen), in Dänemark angestellt sind — 
mehrere als Herr A l b i n g e r  glaubt. —  Daß die Zahl der 
eigentlichen Holsteiner hier geringer ist, kommt mit daher, 
weil bis vor Kurzem so Wenige sich die dänische Sprache 
angeeignet haben. Nimmt man beide Herzogthümer zusam­
men, so finden sich, nach angestellter Untersuchung, aus 
denselben Gebürtige nicht nur in allen höchsten Reichsbehör­
den, sondern auch in allen Beamten-Klassen, selbst im 
Höchstengericht, und bei der Kopenhagens Universität. 
Uebrigens wollen wir nicht in Abrede stellen, daß, nach

*) Daher hat auch mit richtigem Blicke ein sehr deutsch ge­
sinnter Beamter bei der neu errichteten Bürgergarde einer 
holsteinischen Stadt dänisches Commando eingeführt.
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Verhältniß, mehr im Königreiche Geborene in den Herzoge 
thümern Aemter — doch nur weniger wichtige — haben, 
und wir möchten daher den Grundsatz befolgt sehen, daß, 
bei mehreren gleich fähigen Bewerbern, der Holsteiner für 
ein Amt in Holstein vorgezogen würde.

Möge Holstein die volle Gerechtigkeit werden!*) Möge 
aber auch die Ansicht sich allgemeiner verbreiten, daß die 
Gerechtigkeit nur die Achtung der Holstein nothwendigen 
Eigenthümlichkeiten fordert, nicht die Zerreißung des dä­
nischen Staats in zwei abgeschlossene Staaten. Jede Tren­
nung der Staatstheile, welche größer ist, als die Noth- 
wendigkeit sie erfordert, schwächt; während der jetzige dä­
nische Staat noch immer stark genug ist, um jedem seiner 
Lheile ein glückliches Dasein zu gewähren, und seine Lage 
auch Holstein eben so viele Sicherheit giebt, als wenn es 
mit einem fünf M al größeren Staate verbunden wäre.

Gott beschirme fernerhin unfern Staat und sein er­
lauchtes Königshaus!

*) Dieß ist auch z. B . schon dadurch geschehen, daß es schles­
wig-holsteinischen Rechts - Candidaten erleichtert worden 
ist, Auditeur-Stellen in den Herzogthümern zu erhalten, 
nach der königlichen Resolution vom 1. Juni 1826. (Col­
legial-Lidende.)
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